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1. Die Berufung des KlÃ¤gers gegen den Gerichtsbescheid des
Sozialgerichts Freiburg vom 11. Juni 2021 wird zurÃ¼ckgewiesen.

2. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind auch im Berufungsverfahren nicht zu erstatten.

Tatbestand

Der KlÃ¤ger begehrt eine Verletztenrente nach einem anerkannten Arbeitsunfall.

Er ist im Jahre 1964 geboren und wohnt im Inland. Er war als beschÃ¤ftigter Lkw-
Fahrer bei einem Entsorgungsunternehmen bei der Beklagten gesetzlich
unfallversichert.

Am 30. November 2017 (einem Donnerstag) stÃ¼rzte er bei der Arbeit aus zwei bis
drei Metern HÃ¶he von einer Leiter auf einen Steinboden, wobei er mit dem
RÃ¼cken und der linken Seite aufprallte. Nach eigenen Angaben war er zunÃ¤chst
bewusstlos. Er wurde mit dem Hubschrauber in die Uklinik F verbracht. Ausweislich
des D-Arzt-Berichts von S war der KlÃ¤ger bei der Aufnahme wach und ansprechbar.
Ein CT (Computer-Tomogramm) ergab keine intrakranielle Blutung, keine territoriale
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IschÃ¤mie und keine Frakturen im Bereich des SchÃ¤dels. Im Seitenvergleich zeigte
sich eine minimale Aufweitung der Facettengelenke an den HalswirbelkÃ¶rpern
(HWK) 3/4 und 4/5 links, aber kein Nachweis einer Traumafolge thorako-abdominell
(Brust und Rumpf). RÃ¶ntgenaufnahmen der Ellbogen und des linken Knies ergaben
keinen Hinweis auf eine Fraktur. Der KlÃ¤ger wurde bis zum 3. Dezember 2017
stationÃ¤r behandelt. Bei der Entlassung wurden als Diagnosen eine
GehirnerschÃ¼tterung, eine Prellung der LendenwirbelsÃ¤ule (LWS), eine
epidermale SchÃ¼rfwunde am linken Ellenbogen und eine Prellung des linken Knies
angegeben (Zwischenbericht vom 4. Dezember 2017).

Am 30. Januar 2018 teilte die Krankenkasse IKK-Classic der Beklagten mit, der
KlÃ¤ger sei seit dem 11. Dezember 2017 wegen Kreuzschmerzen und Schwindels
arbeitsunfÃ¤hig erkrankt. Nach einer Heilverfahrenskontrolle teilte F am 8. Februar
2018 mit, es bestÃ¤nden EinschrÃ¤nkungen und Schmerzen an HWS, BWS und LWS
links, erhebliche RÃ¼ckenschmerzen, Unsicherheit, Verspannungen und eine
GefÃ¼hlsminderung im linken Bein. Die Beklagte gewÃ¤hrte daraufhin
Verletztengeld und Behandlungen zu ihren Lasten.

Vom 28. MÃ¤rz bis zum 3. Mai 2018 befand sich der KlÃ¤ger zu einer Komplexen
StationÃ¤ren Rehabilitation (KSR) in der BG-Klinik T. In dem Entlassungsbericht vom
2. Mai 2018 wurde ausgefÃ¼hrt, primÃ¤r dominierten globale RÃ¼ckenschmerzen
und ein lageabhÃ¤ngiger Schwindel. Die Schwindelsituation sei insgesamt
rÃ¼cklÃ¤ufig gewesen. Im Verlauf habe sich in der HNO-Ã¤rztlichen Diagnostik ein
Vestibularisausfall gezeigt.

Bei mehreren Untersuchungen in der Folgezeit stellten S bzw. F jeweils
persistierende Schwindelbeschwerden fest und bescheinigten weitere
ArbeitsunfÃ¤higkeit (vgl. z.B. Zwischenbericht vom 6. Juni 2018). Mit Zustimmung
der Beklagten stellte sich KlÃ¤ger am 20. September 2018 im interdisziplinÃ¤ren
Zentrum fÃ¼r Schwindel und neurologische SehstÃ¶rungen des Uspitals Z vor. Dort
fand man keine Hinweise auf eine peripher-vestibulÃ¤re FunktionsstÃ¶rung. Die
Ursache der Schwindelbeschwerden bleibe unklar. Im Raum stehe eine
posttraumatische vestibulÃ¤re MigrÃ¤ne. Die gleiche Verdachtsdiagnose stellte am
4. MÃ¤rz 2019 das deutsche Schwindel- und Gleichgewichtszentrum der LMU M.

Die DRV Baden-WÃ¼rttemberg Ã¼bersandte der Beklagten ihren Bescheid vom 9.
April 2019, mit dem sie die GewÃ¤hrung einer Rente wegen Erwerbsminderung an
den KlÃ¤ger abgelehnt hatte.

Nachdem das BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis des KlÃ¤gers zum 30. MÃ¤rz 2019
beendet worden war und eine Heilverfahrenskontrolle am 29. April 2019 bei B
ergab, dass er zwar in seiner bisherigen TÃ¤tigkeit, nicht aber auf dem allgemeinen
Arbeitsmarkt arbeitsunfÃ¤hig sei, stellte die Beklagte mit Bescheid vom 21. Mai
2019 das laufende Verletztengeld ein.

Die Beklagte erhob bei K das neurologische Gutachten vom 5. August 2019. Der
Gutachter fÃ¼hrte aus, der zuletzt geÃ¤uÃ�erte Verdacht auf eine
posttraumatische vestibulÃ¤re MigrÃ¤ne sei nicht nachvollziehbar. Es seien
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regelrechte Befunde erhoben worden und die umfangreiche vestibulÃ¤re Diagnostik
habe keinen Hinweis auf eine anhaltende peripher-vestibulÃ¤re FunktionsstÃ¶rung
ergeben. Derzeit stehe eine nachhaltig chronifizierte mittelschwere depressive
StÃ¶rung mit ausgeprÃ¤gtem somatischem Syndrom im Vordergrund. Es sei jedoch
zu bezweifeln, ob hier noch ein unmittelbarer Zusammenhang mit dem eher
harmlosen Unfallereignis bestehe. Die Ursache sei vielmehr eine schwerwiegende
psychoneurotische Fehlverarbeitung. Wahrscheinlich habe sich eine anfangs
plausible AnpassungsstÃ¶rung verselbststÃ¤ndigt. Auf neurologischem Fachgebiet
bestehe derzeit und auf Dauer keine unfallbedingte MdE.

Ferner erstellte im Auftrag der Beklagten B das orthopÃ¤dische Gutachten
(â��Erstes Rentengutachtenâ��) vom 18. September 2019. Er teilte mit, aus
unfallchirurgischer Sicht zeige sich eine geringe BewegungseinschrÃ¤nkung der
HWS, die auf muskulÃ¤re Verspannungen zurÃ¼ckzufÃ¼hren sei. Dagegen
kÃ¶nnten die Befunde die Schmerzen am linken Kniegelenk und im linken
Ellenbogen nicht erklÃ¤ren. Aus. Die MdE auf seinem Fachgebiet betrage unter 10
vH.

Mit Bescheid vom 13. November 2019 erkannte die Beklagte das Ereignis vom 30.
November 2017 als Arbeitsunfall an. Eine Verletztenrente wurde abgelehnt. Folgen
des Arbeitsunfalls seien eine geringe BewegungseinschrÃ¤nkung der HWS nach
Zerrung, eine ohne wesentliche Folgen verheilte GehirnerschÃ¼tterung, eine ohne
wesentliche Folgen verheilte Prellung der LWS sowie ohne wesentliche Folgen
verheilte Prellungen des linken Ellenbogens und des linken Knies. Die Folgen der
mittelschweren depressiven StÃ¶rung seien keine Unfallfolgen.

Im Widerspruchsverfahren zog die Beklagte das Gutachten vom 16. Dezember 2019
bei, das der S2 fÃ¼r die DRV Baden-WÃ¼rttemberg erstattet hatte. Darin war
ausgefÃ¼hrt, bei dem KlÃ¤ger bestÃ¤nden eine SomatisierungsstÃ¶rung mit
somatoformem Schmerzanteil, funktionelle Schwindelbeschwerden, eine
Fehlverarbeitung und AnpassungsstÃ¶rungen. DarÂÂÂÂaus ergÃ¤ben sich keine
wesentlichen LeistungseinschrÃ¤nkungen. Die aktuelle Untersuchung sei im
Hinblick auf eine vestibulÃ¤re FunktionsstÃ¶rung â�� objektiv â�� regelgerecht
ausgefallen. Es habe sich eine gut erhaltene Gleichgewichtsfunktion gezeigt. Auch
eine mittelschwere Depression liege aktuell nicht vor. Daraufhin erlieÃ� die
Beklagte den zurÃ¼ckweisenden Widerspruchsbescheid vom 28. Mai 2020.

Hiergegen hat der KlÃ¤ger am 26. Juni 2020 Klage zum Sozialgericht (SG) Freiburg
erhoben und die GewÃ¤hrung einer Verletztenrente nach einer MdE um 20 vH
begehrt.

Das SG hat bei C das neurologische Gutachten vom 3. Februar 2021 erhoben. Der
SachverstÃ¤ndige hat als Unfallfolge einen Zustand nach GehirnerschÃ¼tterung,
folgenlos ausgeheilt, festgestellt. Eine sturzbedingte Irritation des rechten
Gleichgewichtsorgans sei mÃ¶glich, damit vereinbar sei der pathologische
Lagerungsnystagmus, der bei der HNO-Ã¤rztlichen Untersuchung im Dezember
2017 nachgewiesen worden sei. Dieser sei ausgeheilt. Bei allen spÃ¤teren
Untersuchungen hÃ¤tten sich, wie auch jetzt, entsprechende AuffÃ¤lligkeiten nicht
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mehr gezeigt. Es gebe keine Hinweise auf eine anhaltende peripher-vestibulÃ¤re
FunktionsstÃ¶rung. Hierzu passe, dass sich unter der Medikation mit Amitriptylin
keine Besserung zeige. Auch die erheblich wechselnden Angaben zu QualitÃ¤t und
Dauer des Schwindels sprÃ¤chen gegen eine organische Ursache. Das depressive
Syndrom, das K erwÃ¤hnt habe, sei nicht mehr festzustellen.

Mit angekÃ¼ndigtem Gerichtsbescheid vom 11. Juni 2021 hat das SG die Klage
abgewiesen. Der bei dem KlÃ¤ger bestehende Schwindel und die geltend
gemachten Kopfschmerzen seien nicht auf den Unfall zurÃ¼ckzufÃ¼hren, die
ebenfalls geltend gemachte mittelschwere Depression bestehe nicht. Dies ergebe
sich aus den Gutachten, vor allem jenem von C.

Gegen diesen Gerichtsbescheid hat der KlÃ¤ger am 22. Juni 2021 Berufung zum
Landessozialgericht Baden-WÃ¼rttemberg erhoben. Er behauptet, er leide an
massivem Schwindel, immer wieder auftretender MigrÃ¤ne, Schmerzen in Schulter,
Nacken, linkem Kniegelenk, ferner fehle ihm die nÃ¶tige Konzentration. Er meint,
diese Beschwerden beruhten auf dem Unfall.

Der KlÃ¤ger hat in seiner Berufungsschrift auch von der DRV Baden-WÃ¼rttemberg
die GewÃ¤hrung einer Rente verlangt. Die DRV hat auf Nachfrage mitgeteilt, ein
entsprechendes Klageverfahren wegen einer Erwerbsminderungsrente sei noch bei
dem SG Freiburg anhÃ¤ngig. Das SG hat die Akte des Rentenstreitverfahrens (S 13
R 2555/20) Ã¼bersandt.

Der Berichterstatter des Senats hat daraufhin die Sach- und Rechtslage, den Stand
beider Streitverfahren und die sinnvollen AntrÃ¤ge mit dem KlÃ¤ger erÃ¶rtert.
Wegen der Einzelheiten wird auf das Protokoll der nichtÃ¶ffentlichen Sitzung vom 6.
September 2021 Bezug genommen.

Demnach beantragt der KlÃ¤ger,

den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Freiburg vom 11. Juni 2021 aufzuheben
und die Beklagte unter AbÃ¤nderung ihres Bescheids vom 13. November 2019 in
Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 28. Mai 2020 zu verurteilen, ihm wegen
der Folgen des Arbeitsunfalls vom 30. November 2017 eine Verletztenrente nach
einer Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit um 20 vH zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie verteidigt den angegriffenen Gerichtsbescheid und ihre Entscheidungen.

Im Nachgang zu dem ErÃ¶rterungstermin haben sich der KlÃ¤ger (Schriftsatz vom
12. September 2021) und die Beklagte (Schriftsatz vom 21. September 2021) mit
einer Entscheidung des Berichterstatters als Einzelrichter und ohne mÃ¼ndliche
Verhandlung einverstanden erklÃ¤rt.
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Wegen der Ergebnisse der Beweisaufnahme im Einzelnen wird auf die
medizinischen Unterlagen, insbesondere die Gutachten aus dem
Verwaltungsverfahren von K und B sowie das Gutachten des
GerichtssachverstÃ¤ndigen C verwiesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde

Mit Zustimmung beider Beteiligter entscheidet nach Â§ 155 Abs. 3, Abs. 4 SGG der
Berichterstatter als Einzelrichter anstelle des Senats. Daher sind auch die
ehrenamtlichen Richter nicht beteiligt (vgl. Keller, in: Meyer-
Ladewig/Keller/Leitherer/Schmidt, SGG, 13. Aufl. 2020, Â§ 155 Rn. 11). Auf die
mÃ¼ndliche Verhandlung haben die Beteiligten verzichtet (Â§ 124 Abs. 2 SGG).

Gegenstand des Verfahrens ist nur die Berufung des KlÃ¤gers gegen den
Gerichtsbescheid des SG vom 11. Juni 2021, also seine Klage gegen die Beklagte
wegen einer Verletztenrente. Eine weitere Klage gegen die DRV Baden-
WÃ¼rttemberg â�� die wegen anderweitiger RechtshÃ¤ngigkeit unzulÃ¤ssig
gewesen und auÃ�erdem in der falschen Instanz erhoben worden wÃ¤re â�� hat er
nach seinen Angaben in dem ErÃ¶rterungstermin am 6. September 2021 nicht
erhoben.

Insoweit ist die Berufung statthaft (Â§ 105 Abs. 2 Satz 1 i.V.m. Â§ 143 SGG),
insbesondere war sie nach Â§ 144 Abs. 1 Satz 2 SGG nicht zulassungsbedÃ¼rftig,
da der KlÃ¤ger eine laufende Sozialleistung fÃ¼r mehr als ein Jahr begehrt. Sie ist
auch im Ã�brigen zulÃ¤ssig, aber nicht begrÃ¼ndet. Das SG hat die Klage zu Recht
abgewiesen.

Allerdings ist die Klage als Anfechtungs- und Leistungsklage (Â§ 54 Abs. 1 Satz 1,
Abs. 4 SGG) zulÃ¤ssig. Die Beklagte hat in dem angefochtenen Bescheid und im
anschlieÃ�enden Widerspruchsverfahren (Â§ 78 Abs. 1 SGG) ausdrÃ¼cklich Ã¼ber
die begehrte Verletztenrente entschieden.

Die Klage ist aber nicht begrÃ¼ndet. Ein Anspruch auf Verletztenrente besteht
nicht.

Verletztenrente in der gesetzlichen Unfallversicherung steht nach Â§ 56 Abs. 1 Satz
1 SGB VII Versicherten zu, deren ErwerbsfÃ¤higkeit infolge eines Versicherungsfalls
â�� hier eines Arbeitsunfalls â�� Ã¼ber die 26. Woche nach dem Versicherungsfall
hinaus um wenigstens 20 vH gemindert ist. Ist die ErwerbsfÃ¤higkeit infolge
mehrerer VersicherungsfÃ¤lle gemindert und erreichen die VomhundertsÃ¤tze
zusammen wenigstens die Zahl 20, besteht fÃ¼r jeden, auch fÃ¼r einen frÃ¼heren
Versicherungsfall, Anspruch auf Rente (Â§ 56 Abs. 1 Satz 2 SGB VII). Die Folgen
eines Versicherungsfalls sind nur zu berÃ¼cksichtigen, wenn sie die
ErwerbsfÃ¤higkeit um wenigstens 10 vH mindern (Â§ 56 Abs. 1 Satz 3 SGB VII). Den
VersicherungsfÃ¤llen stehen gleich UnfÃ¤lle oder EntschÃ¤digungsfÃ¤lle nach den
Beamtengesetzen, dem Bundesversorgungsgesetz, dem
Soldatenversorgungsgesetz, dem Gesetz Ã¼ber den zivilen Ersatzdienst, dem
Gesetz Ã¼ber die Abgeltung von BesatzungsschÃ¤den, dem HÃ¤ftlingshilfegesetz
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und den entsprechenden Gesetzen, die EntschÃ¤digung fÃ¼r UnfÃ¤lle oder
BeschÃ¤digungen gewÃ¤hren (Â§ 56 Abs. 1 Satz 4 SGB VII).

Bei dem KlÃ¤ger verlangt demnach eine Verletztenrente eine MdE um wenigstens
20 vH, nachdem andere, stÃ¼tzende VersicherungsfÃ¤lle oder
EntschÃ¤digungstatbestÃ¤nde nicht vorgetragen oder ersichtlich sind. Diese MdE
erreichen die Folgen des Unfalls vom 30. November 2017 aber nicht.

Die MdE richtet sich nach dem Umfang der sich aus der BeeintrÃ¤chtigung des
kÃ¶rperlichen und geistigen LeistungsvermÃ¶gens ergebenden verminderten
ArbeitsmÃ¶glichkeiten auf dem gesamten Gebiet des Erwerbslebens (Â§ 56 Abs. 2
Satz 1 SGB VII).

Erfasst werden nur BeeintrÃ¤chtigungen, die der Unfall bzw. der dadurch
verursachte Gesundheitsschaden (Gesundheitserst- und
GesundheitsfolgeschÃ¤den) verursacht hat. Der Unfall muss jeweils die wesentliche
Ursache gewesen sein. Dabei mÃ¼ssen die anspruchsbegrÃ¼ndenden Tatsachen,
d.h. neben dem Arbeitsunfall auch die GesundheitsstÃ¶rung mit an Gewissheit
grenzender Wahrscheinlichkeit bewiesen sein (Vollbeweis). FÃ¼r den ursÃ¤chlichen
Zusammenhang zwischen dem schÃ¤digenden Ereignis und dem
Gesundheitsschaden (haftungsbegrÃ¼ndende KausalitÃ¤t) sowie FolgeschÃ¤den
(haftungsausfÃ¼llende KausalitÃ¤t) ist demgegenÃ¼ber hinreichende
Wahrscheinlichkeit ausreichend. Es genÃ¼gt, wenn bei AbwÃ¤gung aller
UmstÃ¤nde die fÃ¼r den Zusammenhang sprechenden ErwÃ¤gungen Ã¼berwiegen
(BSGE 32, 203, 209; 45, 285, 286).

In einem zweiten Schritt ist zu prÃ¼fen, in welchem AusmaÃ� der Versicherte durch
die Folgen des Versicherungsfalls in ihrer FÃ¤higkeit gehindert ist, zuvor
offenstehende ArbeitsmÃ¶glichkeiten zu ergreifen
(SchÃ¶nberger/Mehrtens/Valentin, Arbeitsunfall und Berufskrankheit, 9. Aufl. 2017,
S. 123). Diese EinbuÃ�e ist sodann mit einer MdE zu bemessen. Hierbei handelt es
sich um eine Tatsachenfeststellung des Gerichts, das gemÃ¤Ã� Â§ 128 Abs. 1 Satz 1
SGG nach seiner freien, aus dem Gesamtergebnis des Verfahrens gewonnenen
Ã�berzeugung entscheidet (BSG, Urteil vom 18. Januar 2011 â�� B 2 U 5/10 R -,
juris, Rn. 16). Die zur Bemessung der MdE in Rechtsprechung und Schrifttum
herausgearbeiteten ErfahrungssÃ¤tze sind dabei zu beachten. Sie sind zwar nicht
fÃ¼r die Entscheidung im Einzelfall bindend, bilden aber die Grundlage fÃ¼r eine
gleiche und gerechte Bewertung der MdE in zahlreichen ParallelfÃ¤llen der
tÃ¤glichen Praxis und unterliegen stÃ¤ndigem Wandel (BSG, Urteil vom 22. Juni
2004 â�� B 2 U 14/03 R -, BSGE 93, 63 ).

Bei dem KlÃ¤ger liegen als Folgen des Unfalls vom 30. November 2017 lediglich
jene SchÃ¤den bzw. FunktionsstÃ¶rungen vor, die die Beklagte in dem
angegriffenen Bescheid anerkannt hat. Hierbei handelt es sich â�� auf
neurologischem Fachgebiet â�� um eine folgenlos ausgeheilte
GehirnerschÃ¼tterung sowie â�� auf orthopÃ¤dischem Fachgebiet â�� um eine
geringe BewegungseinschrÃ¤nkung nach einer Zerrung der HWS und um â��
folgenlos verheilte Prellungen der LWS, des linken Ellenbogens und des linken
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Knies. Dass die Beklagte diese SchÃ¤den zu Recht als Unfallfolgen anerkannt hat,
haben die Ermittlungen im Verwaltungs- und Gerichtsverfahren bestÃ¤tigt. Alle
Diagnosen ergeben sich bereits aus dem Zwischenbericht der Uni-Klinik F vom 4.
Dezember 2017. Die GehirnerschÃ¼tterung und ihre Ausheilung haben im
Verwaltungsverfahren K und im Gerichtsverfahren C in ihren Gutachten bestÃ¤tigt.
Die orthopÃ¤dischen SchÃ¤den hat insbesondere PD B in seinem Gutachten vom
18. September 2019 dargestellt. Die beiden Gutachten aus dem
Verwaltungsverfahren verwertet der Senat als Urkunde mit Ã¶ffentlichem Glauben
(Â§Â§ 118 Abs. 1 Satz 1 SGG, 418 Abs. 1 ZPO). Ihre Beweiskraft ist â�� auch wegen
der besonderen Verfahrensregelungen in Â§ 200 Abs. 2 SGB VII â�� nicht geringer
als diejenige eines Gutachtens eines GerichtssachverstÃ¤ndigen (Â§Â§ 397 ff., 412
Abs. 1 ZPO).

Die orthopÃ¤dischen Unfallfolgen bedingen eine MdE von unter 10 vH. PD B hat
Ã¼berzeugend dargestellt, dass an funktionellen EinbuÃ�en lediglich die geringe,
â��endgradigeâ�� BewegungseinschrÃ¤nkung der HWS verblieben ist, wÃ¤hrend
die Prellungen folgenlos verheilt sind. Eine BewegungseinschrÃ¤nkung der HWS
allein bedingt aber nach den medizinischen Erfahrungswerten keine nennenswerte
EinschrÃ¤nkung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt. In aller Regel fÃ¼hrt eine
Verletzung der HWS erst dann zu einer MdE, wenn es sich primÃ¤r um eine
strukturelle LÃ¤sion gehandelt hat, wÃ¤hrend Zerrungen der Halsmuskulatur, unter
UmstÃ¤nden auch am Bandapparat der HWS selbst, zwangslÃ¤ufig den
physiologisch ablaufenden HeilungsvorgÃ¤ngen anheimfallen
(SchÃ¶nberger/Mehrtens/Valentin, a.a.O., S. 497 f.). Danach ist Bs EinschÃ¤tzung,
hier liege nur eine MdE um weniger als 10 vH vor, nicht zu beanstanden.

Die Schwindelbeschwerden, sofern man sie als gesichert ansieht, lassen sich nicht
auf den Arbeitsunfall zurÃ¼ckfÃ¼hren. Dies ergibt sich aus dem Gutachten von C
vom 3. Februar 2021. Nach seinen AusfÃ¼hrungen war der zunÃ¤chst im Dezember
2017 im Rahmen einer HNO-Untersuchung nachgewiesene Lagerungsschwindel
vereinbar mit dem Sturz, der zu einer Irritation des Gleichgewichtsorgans hat
fÃ¼hren kÃ¶nnen. Bei allen folgenden Untersuchungen, auch in den
Spezialambulanzen, hÃ¤tten sich entsprechende AuffÃ¤lligkeiten allerdings nicht
mehr gezeigt. Auch die Untersuchung bei C selbst ergab keinen Hinweis auf eine
anhaltende peripher-vestibulÃ¤re FunktionsstÃ¶rung. Ferner sprechen die
wechselnden Angaben des KlÃ¤gers zu QualitÃ¤t und Dauer des Schwindels gegen
eine organische Ursache. Zumindest ist mit einer psychischen Ã�berlagerung zu
rechnen. Auf diesen Punkt weist insbesondere S2 in dem Gutachten vom 16.
Dezember 2019 hin, das er im Auftrag der DRV Baden-WÃ¼rttemberg erstattet hat.
Wie bereits zur BewegungseinschrÃ¤nkung der HWS ausgefÃ¼hrt, haben sich
ferner in den zeitnahen Untersuchungen nach dem Unfall keine Zeichen einer
intrakraniellen LÃ¤sion ergeben, weder klinisch, noch bildgebend oder
elektrophysiologisch. Vor diesem Hintergrund kommt C nachvollziehbar zu der
EinschÃ¤tzung, dass der â�� etwaige â�� Lagerungsschwindel des KlÃ¤gers
ausgeheilt ist und die womÃ¶glich weiterhin bestehenden Schwindelbeschwerden
andere Ursachen als den Unfall haben. Zu dieser EinschÃ¤tzung kam auch schon
der Gutachter K in dem Gutachten vom 5. August 2019, das die Beklagte erhoben
hatte.
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Das Gleiche gilt, wie das SG zutreffend ausgefÃ¼hrt hat, fÃ¼r die geltend
gemachten Kopfschmerzen. Die GehirnerschÃ¼tterung, die der KlÃ¤ger bei dem
Sturz Ã�hnlich wie eine vestibulÃ¤re Schwindelerkrankung konnte C in seinen
gutachterlichen Untersuchungen eine â�� ggfs. posttraumatische â�� vestibulÃ¤re
MigrÃ¤ne ausschlieÃ�en. Er hat darauf hingewiesen, dass in der Vorgeschichte und
dem Verlauf die fÃ¼r eine posttraumatische MigrÃ¤ne typischen klinischen Zeichen
fehlen. Gegen eine traumatische Genese spricht auch die fehlende Besserung unter
Medikation. Auch diese Punkte hatte bereits K herausgearbeitet. Der Senat hat
keinen Anlass, an dieser einhelligen EinschÃ¤tzung der beiden neurologischen
Gutachter zu zweifeln.

Die GehirnerschÃ¼tterung ist, wie ausgefÃ¼hrt und von den neurologischen
Gutachtern bestÃ¤tigt, folgenlos ausgeheilt. Insbesondere kommt sie nicht als
Ursache der geltend gemachten Kopfeschmerzen in Betracht. Es entspricht auch
den medizinischen Erfahrungswerten, dass eine Commotio cerebri (also ein
SchÃ¤del-Hirn-Trauma 1. Grades, wie es auch bei dem KlÃ¤ger vorlag), in aller
Regel spÃ¤testens nach drei Monaten folgenlos ausheilt, insbesondere wenn keine
nachweisbare HirnschÃ¤digung vorliegt (SchÃ¶nberger/Mehrtens/Valentin, a.a.O., S.
206).

Weiterhin kann sich auch der Senat nicht davon Ã¼berzeugen, dass bei dem
KlÃ¤ger eine Erkrankung auf psychiatrischem Fachgebiet vorliegt, die eventuell der
Unfall verursacht hÃ¤tte. Zwar hatte K in seinem Gutachten eine â��mittelschwere
Depressionâ�� diagnostiziert. Aber bereits er hatte einen rechtlich relevanten
Zusammenhang mit dem Unfall fÃ¼r eher unwahrscheinlich gehalten. Nach seiner
Ansicht hatte nach dem Unfall allenfalls eine AnpassungsstÃ¶rung (F43.2 ICD-10
GM) vorgelegen, die sich auf Grund einer Fehlverarbeitung des KlÃ¤gers
verselbststÃ¤ndigt und zu einer dauerhaften bzw. lÃ¤nger andauernden
psychischen Erkrankung gefÃ¼hrt hat. In diesem Falle wÃ¤re aber nicht der Unfall
die wesentliche Ursache, sondern die personenimmanenten GrÃ¼nde der
Fehlverarbeitung. UnabhÃ¤ngig hiervon ist jedoch diese Erkrankung, die K gesehen
hatte, vor Ablauf der 26. Woche nach dem Arbeitsunfall folgenlos ausgeheilt und
kann keine MdE mehr bedingen. Diese EinschÃ¤tzung stÃ¼tzt auch der Senat im
Wesentlichen auf das Gutachten des GerichtssachverstÃ¤ndigen C. Er hat bei seiner
Untersuchung einen unauffÃ¤lligen psychischen Befund erhoben. So waren
Auffassung, Konzentration, MerkfÃ¤higkeit und GedÃ¤chtnis nicht beeintrÃ¤chtigt.
Das Stimmungsbild war ausgeglichen, Antrieb und SchwingungsfÃ¤higkeit nicht
vermindert. C konnte keine Ã�ngste, keine Phobien und keine sozialen
RÃ¼ckzugstendenzen feststellen, ebensowenig wie inhaltliche DenkstÃ¶rungen
oder StÃ¶rungen des Ich-Erlebens oder der Wahrnehmung. Dementsprechend hat
er â�� fÃ¼r das Gericht angesichts der erhobenen Befunde Ã¼berzeugend â�� ein
depressives Syndrom (und damit eine Diagnose nach F32.- oder F33.- ICD-10 GM)
ausgeschlossen. Ferner hat er darauf hingewiesen, dass der â�� eher leichte â��
Unfall des KlÃ¤gers auch nicht geeignet war, Ã¼ber eine AnpassungsstÃ¶rung
hinaus eine jahrelang anhaltende posttraumatische psychische StÃ¶rung
hervorzurufen. GestÃ¼tzt wird Câ�� EinschÃ¤tzung durch das Gutachten von S2,
der ebenfalls keine Symptome einer depressiven Erkrankung feststellen konnte.
Damit fehlt es am erforderlichen Vollbeweis fÃ¼r das Bestehen der als Unfallfolge
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geltend gemachten GesundheitsstÃ¶rung.

Die Entscheidung Ã¼ber die Kosten des Berufungsverfahrens beruht auf Â§ 193
Abs. 1 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r eine Zulassung der Revision (Â§ 160 Abs. 2 SGG) liegen nicht vor.

Erstellt am: 03.06.2022

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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